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aus noch Zinsen, Teile des Durch­
schnittsprofits u. a. enthalten. Die 
G. ist parasitäres, nicht aus der 
Arbeit stammendes Einkommen. 
Ihre Existenz ist eine der Ur­
sachen für das Zurückbleiben der 
Entwicklung der Landwirtschaft 
gegenüber der Industrie im Ka­
pitalismus und ein Hemmnis der 
fortschrittlichen Entwicklung auf 
dem Lande. Die kapitalistische G. 
existiert in zwei Grundformen: 
Die absolute G. bezieht der 
Grundeigentümer aus dem Mono­
pol des privaten Grundeigen­
tums. Die Difierentialrente ist 
eine Form der G„ die sich aus 
unterschiedlichen Produktionsbe­
dingungen ergibt, z. B. aus unter­
schiedlicher Bodenqualität und 
-fruchtbarkeit sowie aus der un­
terschiedlichen Lage der Betriebe 
zu den Abnehmern (Differential­
rente I) bzw. aus dem Mehrauf­
wand an Kapital bzw. Produk­
tionsmitteln und Arbeit (Diffe­
rentialrente II). Außer in der 
Landwirtschaft existiert die G. 
auch für die Besitzer an Grund­
eigentum in der extraktiven In­
dustrie (Bergwerksrente). Mit 
dem Sieg der sozialistischen Re­
volution auf dem Lande und der 
Übernahme des Privateigentums 
an Grund und Boden in staat­
liches bzw. seit der Zusammen­
fassung zu genossenschaftlichem 
Eigentum hört die absolute G. auf 
zu existieren. Auf der Grundlage 
der sozialistischen Warenproduk­
tion existiert eine Differential­
rente in der Landwirtschaft, die 
sich die Produzenten selbst und 
der sozialistische Staat aneignen. 
Aufgabe der sozialistischen Ge­
sellschaft ist es, durch die richtige 
Gestaltung der ökonomischen Be­
ziehungen im ökonomischen Sy­
stem des Sozialismus die Diffe­
rentialrente so zu nutzen, daß sie 
zu einem Mittel wird, das die 
Entwicklung der Landwirtschaft 
fördert.

264

Grundsätze und Ziele der Sozia­
listischen Einheitspartei Deutsch­
lands: programmatisches Doku­
ment der SED, angenommen auf 
dem Vereinigungsparteitag der 
KPD und der SPD in Berlin (21./ 
22.4.1946). Die G. gaben der neu­
gegründeten Partei ein festes 
marxistisches Fundament; sie 
wiesen den Weg zur Lösung des 
Hauptproblems unserer Epoche, 
des Übergangs vom Kapitalismus 
zum Sozialismus. Die Gegen­
wartsforderungen der G. fußten 
auf dem ->- Autmt des Zentral­
komitees der KPD vom 11. Juni 
1945 und dem Aufruf des Zentral­
ausschusses der SPD vom 15. 6. 
1945. Als nächste Aufgaben im 
Kampf um die Demokratie und 
die Sicherung des Friedens in 
ganz Deutschland wurden u. a. 
bezeichnet: Bestrafung aller
Kriegsschuldigen; Säuberung des 
öffentlichen Lebens und der Wirt­
schaft von Nazis und anderen 
Reaktionären; Beseitigung der 
kapitalistischen Monopole, Über­
gabe der Betriebe der Kriegs­
schuldigen an die Selbstverwal­
tungsorgane; Vernichtung des 
Militarismus; Entmachtung der 
Großgrundbesitzer, demokrati­
sche Bodenreform; Leitung aller 
öffentlichen Einrichtungen und 
der Wirtschaft durch Demokraten 
und Antifaschisten; Überführung 
aller öffentlichen Betriebe, der 
Bodenschätze und Banken in die 
Hände der Gemeinden, Provin­
zen und Länder; Aufbau der 
Wirtschaft nach Wirtschaftsplä­
nen; Sicherung der demokrati­
schen Volksrechte; demokratische 
Reform des gesamten Bildungs­
und Erziehungswesens; Herstel­
lung der Einheit Deutschlands 
als antifaschistische, parlamenta­
risch-demokratische Republik; 
Anerkennung der Wiedergut­
machungspflicht; Kampf gegen 
Rassenhetze und Hetze gegen 
andere Völker; friedliches Zu-


